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Stellungnahme der Deutschen Polizeigewerkschaft DPolG NRW  

 
Öffentliche Anhörung des Innenausschusses des Landtags Nordrhein-Westfalen am 
09.02.2017  
Für eine Erprobung von Distanzelektroimpulsgeräten (Taser) bei der Polizei in Nord-
rhein-Westfalen 
 
Antrag der FDP Fraktion, Drucksache 16/13309 
 

  
Die DPolG NRW bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme, begrüßt und befür-
wortet den Antrag der FDP Fraktion ausdrücklich.    
Der Polizei fehlt generell ein geeignetes Distanzmittel, das die Lücke zwischen dem 
Schlagstock/ Pfefferspray und der Schusswaffe schließt. Es gibt nur ein Gerät auf dem 
Markt, welches auch die entsprechenden Kriterien und Voraussetzungen für eine Doku-
mentation jeglicher Anwendung und Nutzung dokumentiert und aufzeichnet. Dabei handelt 
es sich um das Distanzelektroimpulsgerät der Firma TASER. Daher wird auch der Name 
TASER zwangsläufig in der Stellungnahme genannt. 
Die Anzahl der Übergriffe auf Polizeibeamte hat sich in den letzten Jahren stets gesteigert, 
wobei die Aggressivität, Skrupellosigkeit und Härte beim polizeilichen Gegenüber stets ge-
stiegen ist. Die Deutsche Polizeigewerkschaft DPolG NRW setzt sich für die flächende-
ckende Ausstattung aller operativen Einheiten mit Elektroimpulsgeräten ein. 
 
Elektroimpulsgeräte sind weniger ein Einsatzmittel für Großeinsätze der Bereitschaftspoli-
zei, sondern mehr ein Distanzmittel für den täglichen Wachdienst und alle operativen 
Einheiten sämtlicher Direktionen der Polizei. Immerhin passieren über 70% der Fälle 
von Gewalt gegen Polizeibeamte genau dort. Ein Elektroimpulsgerät soll die Lücke zwi-
schen Einsatzmehrzweckstock(EMS-A), Pfefferspray und Schusswaffe schließen.  
Die Zahlen aus dem Lagebild Gewalt gegen Polizeibeamte aus 2015 in NRW sprechen 
hierbei für sich: knapp 14000 Angriffe; pro Tag 38 Angriffe auf Polizeibeamte!  
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Der TASER wird bei den Spezialeinheiten seit vielen Jahren in einem unendlichen „Ver-
suchsstadium“ eingesetzt und verwendet. Immerhin bisher 490 x in NRW!  
Was sicherlich auch damit zusammenhängt, dass der TASER im Polizeigesetz als Hilfs-
mittel der körperlichen Gewalt eingeordnet ist. 
 
Bei dem Einsatz des EMS-A muss man an das polizeiliche Gegenüber nah heran und ver-
suchen, ihn so mit dem Einsatz des Schlagstocks und weiterer Eingriffstechniken zu über-
wältigen und schließlich schnellstmöglich zu fesseln. Das Verletzungsrisiko ist so auf bei-
den Seiten sehr groß. Wobei taktische Griffe gelernt und angewandt werden können, 
diese aber mindestens, um auch wirklich sicher angewendet werden zu können, ständig 
trainiert werden sollten. Angestrebt sind 24 Stunden im Halbjahr, realistisch ist eher ein 
Training von 1-2 Mal im Jahr. 
 
Der EMS-A ist in NRW für jede Streifenwagenbesatzung eingeführt und ersetzt so den bis-
herigen Schlagstock. Dies ist ein erster Schritt zur Verbesserung der Einsatzmittel, 
schließt aber aus den zuvor genannten Gründen nicht die Lücke bis hin zur Schusswaffe 
und ist schon gar keine geeignete Distanzwaffe. 
 
Das Pfefferspray ist von geringem Einsatzwert und führt oft nicht zur gewünschten Wir-
kung. Durch die Streuwirkung und den späteren Kontakt mit dem polizeilichen Gegenüber, 
der nun Anhaftungen des Sprays aufweist, kommt es auch bei den einschreitenden Beam-
ten häufig zu Kontakt mit dem Pfefferspray und den dadurch herbeigeführten Reaktionen 
und eingeschränkten Möglichkeiten auf polizeilicher Seite.   
Es gibt mittlerweile diverse Beispiele für Einsätze, bei denen der Einsatz eines Tasers den 
Schusswaffengebrauch hätte verhindern können. Dabei ist entscheidend, dass das polizei-
liche Gegenüber zwar vorübergehend kurz Schmerz verspürt, aber in seiner Gesundheit 
nicht beeinträchtigt wird.  
 
Selbst wenn ein möglicher Schusswaffengebrauch rechtmäßig gewesen ist, muss auch 
der ausführende Polizeibeamte dies psychisch verarbeiten. Er muss sein Leben mit der 
Gewissheit verbringen, jemanden an- oder gar erschossen zu haben. Häufig traumatisie-
ren diese Erlebnisse ein Leben lang. 
 
Es muss natürlich gewährleistet sein, dass die Anwendung ordentlich gesetzlich geregelt 
und Missbrauch ausgeschlossen wird. 
 
Der Einsatz eines Distanzelektroimpulsgerätes kann lückenlos dokumentiert werden. 
 
Argumente dahingehend, dass diese Geräte nicht zusätzlich von den Kolleginnen und Kol-
legen am Körper getragen werden können, sind zu entkräften.  
Denn es erfolgt keine Mannausstattung, sondern die Ausstattung pro Streifenwagen. Das 
heißt, es wird in einer entsprechend sicheren Halterung im Streifenwagen vorgehalten und 
im Bedarfsfall mittels eines Schnellverschlusses an der Koppel so sicher befestigt. Dazu 
gibt es verschiedenste Modelle, Holster und Trageweisen.  
 
Bisher werden Elektroimpulsgeräte in keinem Bundesland Deutschlands für den täglichen 
Dienst eingesetzt. Lediglich Spezialeinheiten der verschiedenen Bundesländer sowie des 
europäischen Auslandes verfügen darüber. Bayern ist da auf einem guten Weg. 
Bisher führte eher eine stete Negativberichterstattung in den Medien zu Vorbehalten bei 
den Entscheidungsträgern. Oft werden hier Einsätze amerikanischer Polizisten und/ oder 
Einsätze mit tödlichem Ausgang herangezogen.  
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Die Medien versäumen es jedoch zu erklären, dass das amerikanische Polizeisystem (Ein-
zelbesatzung, weite Landstraßen…) anders aufgebaut ist gegenüber europäischen Syste-
men und dass die tödlichen Ausgänge des Einsatzes nicht primär auf den Einsatz von 
Elektroimpulsgeräten basieren. Mögliche unkontrollierte Stürze etc.; Beispiel versuchter 
Suizid an einer Dachkante. 
   
Distanzelektroimpulsgeräte werden in anderen Staaten erfolgreich eingesetzt. Immerhin in 
107 Ländern; davon 95% im operativen Dienst; z.B. GB 15.000 Geräte, F 18.000 Geräte, 
Polen 9000 Geräte, in Österreich und der Schweiz. Man kann daher auch nur auf deren 
Erfahrungen und Berichte zurückgreifen und diese entsprechend werten. Dazu ist eine 
ehrliche Diskussion, in der Kenntnis von Fakten, erforderlich.  
Denn der, der gegen die Einführung ist, muss den Kolleginnen und Kollegen -die täglich 
mit wachsender Gewalt im täglichen Dienst konfrontiert sind- auch erklären, was sie statt-
dessen bekommen sollen, um unverletzt heikle Einsatzsituationen zu bewältigen. Und 
wenn dabei auch noch das Verletzungsrisiko beim polizeilichen Gegenüber geringer ist, 
spricht das auch für eine Einführung, zumindest für eine Erprobung.  
Hinzu kommt die Aufzeichnung durch das Gerät selbst und eine Kombinationsmöglichkeit 
mit einer Kamera.  
Immerhin ist ein Elektroimpulsgerät ein nicht tödliches Einsatzmittel mit einem möglichen 
sicheren Aktionsradius von mindestens bis zu 5 m. Die optimale Entfernung ist 1-3 m. Das 
Gerät ist mit 2 Kartuschen ausgestattet und besitzt eine Laserzieleinrichtung und da wo 
der Laser es zeigt, wird auch getroffen. Kein Rückschlag! Man kann sagen, dass sich die 
beiden Pfeile pro Meter Distanz um 15 cm spreizen.   
 
Überall dort, wo die in der Vergangenheit durchgeführten Einsätze der körperlichen Gewalt 
mit der gesamten Breite der Mittel ( Körpereinsatz, Schlagstock, Pfefferspray, Gummige-
schosse, Pistole) und den damit verbundenen Folgen für Gegner und Einsatzkräfte sorg-
fältig dokumentiert wurden, konnte man nach einem Wechsel der Einsatzmittel und spezi-
ell nach der Einführung von Distanz-Elektro-Impuls-Geräten eine wesentliche Verbesse-
rung der allgemeinen Sicherheitslage, sowie der Akzeptanz in der Bevölkerung, feststel-
len. 
 
Entsprechende Belege liegen aus Frankreich, England, Österreich und der Schweiz, ne-
ben denen aus Australien, Neuseeland, Brasilien, den USA und auch Kanada bereits vor. 
Ein möglicher höherer Anstieg der Einsätze von Elektroimpulsgeräten, der statistisch bei 
der Neueinführung der Geräte in eine Polizeieinheit zu verzeichnen ist, geht stets einher 
mit einem proportionalen Rückgang der Einsätze anderer Einsatzmittel. Nach einer kurzen 
Eingewöhnungszeit geht dann aufgrund des hohen Abschreckungswertes auch die Zahl 
der Anwendungen von Elektroimpulsgeräten zurück, so dass nach geringer Dauer die Ge-
samtsumme der polizeilichen Zwangsmaßnahmen durch die Einführung deutlich gesenkt 
werden kann.   
Erst nach einem längeren Einsatzzeitraum, in dem sorgfältige Einsatzstatistiken geführt 
werden, ist festzustellen, welche Wirksamkeit Elektroimpulsgeräte tatsächlich auf die Effi-
zienz der Einsätze ausübt. Das beste Beispiel liefern dazu die Behördenvertretern und der 
Öffentlichkeit zugänglichen Statistiken aus England und den USA.  
 
Verringerung der ernsthaften Verletzungen mit medizinischer Nachbehandlung um bis zu 
80 % bei den Einsatzkräften und deren Gegenüber 
Verringerung der Kosten für Gerichtsverfahren wegen unverhältnismäßigem Einsatz der 
Einsatzmittel zwischen 10 und 95%. 
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Ziehen des Elektroimpulsgerätes unter Einsatzandrohung führt in über 50 % der Konfron-
tationen zur Aufgabe des Gegenübers.  
Wird die Androhung durch Anleuchten mit dem Laserzielgerät verstärkt, führt dies zur Auf-
gabe bei weiteren 10 % der Gegenüber 
Bei den verbleibenden 40 % führt der Einsatz in ca. 95 % der Fälle zur Überwindung des 
Gegenübers. Die etwa 5 %, in denen der Einsatz nicht erfolgreich war, beruhen meist auf 
mangelnde Treffsicherheit oder anderen technischen Unwägbarkeiten. Diese technischen 
Unwägbarkeiten wurden bis heute durch die Weiterentwicklung der Geräte minimiert. 
 
Zu der Wirkung des elektrischen Stromes auf den menschlichen Körper gibt es seit der 
Einführung des Elektrozaunes in Europa und Deutschland eine Norm, deren Werte durch 
ein Elektroimpulsgerät um Faktoren unterschritten werden. Die seitens der Presse immer 
wieder erwähnte Spannung von 50.000 Volt dient ausschließlich dem Transport der Elekt-
ronen und findet nur dann statt, wenn diese einen Luftspalt überwinden müssen. Im Kör-
per des Getroffenen beträgt die tatsächliche Spannung z.B. beim Taser X 26 P nie mehr 
als 1.200 V. Jedoch ist die Spannung nicht der entscheidende Wert, viel wichtiger für die 
potentielle Gefährlichkeit elektrischen Stroms ist die tatsächliche Menge der Elektronen, 
die Stromstärke, die in Ampere gemessen wird. Die Stromstärke stellt den Gefährdungs-
moment dar, der bei jeder Steckdose mit 16 Ampere abgesichert ist. Der Taser X 26 P gibt 
bei seinem Einsatz maximal 1,3 Milliampere (0,0013 Ampere) an den Körper des Gegen-
übers ab. Diese minimalen Stromstärken führen zwar zu Muskel- / Nervenlähmung zwi-
schen den beiden Polen, nicht jedoch zum Zusammenbruch der Herztätigkeit. Diese 
Stromstöße werden allerdings nicht „konstant“ abgegeben (wie bei einer Stromleitung an 
der Steckdose), sondern dosiert in 19 Impulsen pro Sekunde, begrenzt auf 5 Sekunden. 
Diese Impulse erzeugen Handlungsunfähigkeit durch eine willensunabhängige Kontraktion 
der Skelettmuskeln, die genauso lange andauert, wie das Gerät Impulse abgibt. Damit ist 
eine genaue Dosierung der Einwirkdauer auf das Gegenüber möglich, die nur bis zur er-
folgten Fixierung erforderlich ist. Nach dem Einsatz des Elektroimpulsgerätes ist die Per-
son sofort wieder handlungs- und reaktionsfähig. Zurück bleiben lediglich die beiden Ein-
stichstellen der Elektroden sowie eventuell ein leichter Muskelkater. Personen können 
während des Einsatzes eines Elektroimpulsgerätes berührt und gefesselt werden!   
 
Die DPolG NRW fordert bereits seit 2010 die Einführung eines Distanzelektroimpuls-
gerätes pro Einsatzfahrzeug für den Wachdienst und alle operativen Einheiten der 
Direktionen Gefahrenabwehr, Kriminalpolizei und Verkehr!  
 
 
 
 


